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Die Geschäftsprüfungskommission hat sich in ihrem schriftlichen Bericht über 
den Komplex von völkerrechtlichen Fragen ausgesprochen, die sich um den Begriff 
des Völkerbundes gruppieren. Gestern haben wir aus dem Munde des Herrn N atio­
nalrat Scherrer-Füllemann die nähere Begründung der Stellungnahme der Kommis­
sion gegenüber diesen Problemen gehört. Ich möchte Herrn Scherrer-Füllemann für 
sein von hohem Gedankenflug getragenes, ausserordentlich gründliches und lehr­
reiches Referat warmen Dank sagen.

Das Departement schenkt dieser wichtigen Frage schon seit geraumer Zeit seine 
volle Aufmerksamkeit. Es soll auf diesem wichtigen Gebiete nichts versäumt wer­
den. Wie Sie wissen, hat das Politische Departement im Einverständnis mit dem 
Bundesrate anfangs dieses Jahres Herrn Dr. Max Huber, Professor an der Universi­
tät Zürich, als ständigen Rechtskonsulenten bestellt. Ich benütze den Anlass, um 
der Regierung des Kantons Zürich dafür zu danken, dass sie den Genannten seiner 
Lehrpflichten an der Universität Zürich bis auf weiteres entbunden hat, damit er 
seine volle Kraft dem Politischen Departement zur Verfügung stellen könne. Eine 
Hauptaufgabe unseres Rechtskonsulenten besteht darin, die verschiedenen Fragen 
einer neuen internationalen Rechtsordnung umfassender Prüfung zu unterwerfen 
und darüber dem Politischen Departement Bericht zu erstatten. Die Anträge und 
Entwürfe des Rechtskonsulenten sollen sodann in einer vorberatenden Kommission 
behandelt werden. Das Ergebnis dieser Kommissionsberatung wird dem Bundesra­
te mit einlässlicher Begründung unterbreitet werden, damit er in voller Sachkenntnis 
Stellung nehmen kann. Der Bundesrat behält sich vor, über diese ganze Angelegen­
heit seinerzeit dem Parlament Bericht zu erstatten. Bereits hat Herr Professor 
Huber die Arbeit in Angriff genommen und bereits hat der Bundesrat beschlossen, 
die vorberatende Kommission2 einzusetzen. Das Politische Departement wird 
seinerzeit dem Bundesrat Antrag über die Zusammensetzung dieser Kommission 
stellen.

Es handelt sich dabei um Untersuchungen und Vorschläge, die zunächst wesent­
lich theoretischer Natur sind und die zu unserer eigenen internen Orientierung die­
nen. Diese Arbeit der bundesrätlichen Experten ist scharf zu trennen von der Frage, 
ob der Bundesrat in einem gegebenen Zeitpunkte als Friedensvermittler irgend 
etwas unternehmen solle. Der Standpunkt des Bundesrates in letzterer Beziehung ist 
Ihnen zur Genüge bekannt: Wenn wir durch unsere Vermittlung dazu beitragen

1. Ce discours est imprimé en traduction française comme annexe 1 ,3 in Message du Conseil fédé­
ral à l’Assemblée fédérale concernant la question de l’accession de la Suisse à la Société des Nations 
(du 4 août 1919). Avec Annexes. Berne, Wyss, 1919 (Publication officielle).
2. Cf. n° 418.
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könnten, den Abschluss eines dauernden, gerechten und versöhnenden Friedens zu 
fördern, so wäre das für uns und für unser Land die grösste Genugtuung. Wir wer­
den aber nur dann unsere guten Dienste anbieten, wenn wir annehmen dürfen, dass 
diese auf beiden Seiten erwünscht sind. Trotz der grossen steigenden Not unseres 
Landes und trotz der tiefen Sehnsucht unseres Volkes nach dem Frieden, wollen wir 
weder nach der einen noch nach der ändern Seite unsere Vermittlung aufdrängen. 
Diese vorsichtige Zurückhaltung ist nicht nur geboten durch den internationalen 
Takt und durch unsere ganz besondere, neutrale Stellung, sondern sie liegt auch 
schliesslich im wohlverstandenen Interesse aller kommenden ernstlichen Friedens­
versuche. Es lag mit daran, das hier zu erklären, um jegliches Missverständnis von 
vorneherein zu vermeiden.

Was nun aber das Studium der Völkerbunds-Probleme anbelangt, so fühlen wir 
uns selbstverständlich durchaus frei. Da hat niemand etwas dareinzureden, und 
unsere neutrale Stellung kann davon nicht berührt werden. Die so abgegrenzte und 
organisierte Vorbereitungsarbeit wird die Ansichten unserer Behörden und unseres 
Volkes in der Frage einer neuen Völkergemeinschaft abklären, und uns gestatten, an 
der Verwirklichung dieses hohen Menschheitsideals wirksam teilzunehmen. Dieser 
Aufgabe können und wollen wir uns nicht entziehen, denn sie liegt in der grossen 
Linie der historischen Entwicklung, die durch den furchtbaren Krieg wohl unterbro­
chen wurde, aber nicht aufgehalten werden kann.

Seitdem aus der Welt des Mittelalters heraus sich die modernen Staaten gebildet 
haben, ist von juristischen und philosophischen Denkern, aber auch von prakti­
schen Staatsmännern immer wieder der Gedanke vertreten worden, durch Zusam ­
menschluss der selbständigen Staaten eine Völkergemeinschaft zu bilden. Die Ein­
heit der europäischen Kultur und die stetig zunehmende gegenseitige wirtschaftliche 
Abhängigkeit der Staaten auf der einen Seite und auf der ändern Seite die Erinne­
rung an die furchtbaren Folgen der häufigen Kriege haben immer wieder dazu 
geführt, einen gerechten Ausgleich zwischen den verschiedenen Interessen der Staa­
ten in einer internationalen Rechtsordnung zu suchen.

Im Jahre 1713 kam der Utrechter Friede zustande. Er war der Abschluss des spa­
nischen Erbfolgekrieges, der in mancher Beziehung dem heutigen Weltkrieg ver­
gleichbar ist. Damals haben die Weltmächte geglaubt, eine Lösung des Völkerge­
meinschaftsproblems gefunden zu haben, indem sie die internationale Ordnung und 
Sicherheit auf das Prinzip des Gleichgewichtes gründeten. Doch dieses Gleichge­
wicht entbehrte jeder organisatorischen Sicherung und blieb infolgedessen völlig 
labil. Hundert Jahre später mussten die Völker durch die ungeheuren Leiden der 
grossen Revolution und der napoleonischen Kriege hindurchgehen. Der Abschluss 
jener Wirren war der Wienerkongress und im Gefolge des Wienerkongresses ent­
stand die heilige Allianz, welche angeblich bezweckte, die Grundsätze der christli­
chen Moral auf das Staatsleben anzuwenden. Allein alsbald zeigte sich, dass diese 
von der Pentarchie der Grossmächte geführte internationale Gemeinschaft eigent­
lich nur einer reaktionären, freiheitsfeindlichen Politik dienstbar gemacht werden 
sollte. So musste dieser Versuch misslingen und der hohe Gedanke der Völkerge­
meinschaft ging geschwächt daraus hervor. Aber dennoch lebte er weiter.

Als wieder ein Jahrhundert zur Neige ging, erkannte man von neuem die Gefahr, 
die über Europa schwebte und drohte, weite Kreise der Menschheit in den Strudel

dodis.ch/43707dodis.ch/43707

http://dodis.ch/43707


6 J U I N  1918 749

eines grossen Krieges zu ziehen. Das Nationalitätenprinzip hatte sich gesteigert und 
voll ausgewachsen. Geschlossener als je standen die Staaten einander gegenüber, 
der Kampf um die materielle Macht kannte keine Grenzen. Der Stand der Technik, 
welche eine früher ungeahnte Höhe erreicht hatte, gestattete und forderte kriegeri­
sche Rüstungen von ungeheurem Umfang, von verderblichster Wirkung. Weit­
blickende Männer auf den verschiedenen Gebieten der Politik, der Volkswirtschaft 
und des Militärs erkannten die gewaltige Gefahr und sahen ein, dass die Folgen 
eines solchen, nach Dauer und Ausdehnung unberechenbaren Krieges katastrophal 
sein würden. Um diese Gefahr zu beschwören, lud Russland im Jahre 1898 zur 
ersten Friedenskonferenz im Haag ein. Schon im Sommer 1899 kamen Vertreter der 
europäischen und einiger amerikanischer und asiatischer Staaten im Haag zusam ­
men. Es war, wenn auch die Bedeutung der Haager-Konferenzen keineswegs unter­
schätzt werden soll, im Grunde ein Misserfolg, der zurückzuführen ist auf Skepsis, 
die man in den amtlichen Kreisen und in der Diplomatie mancher Staaten diesen 
Bestrebungen entgegenbrachte. Nicht minder ist das unbefriedigende Resultat jener 
Konferenz zurückzuführen auf die stumpfe Gleichgültigkeit oder höhnische 
Geringschätzung, welche in weiten Schichten der Völker selbst herrschte. Die gros­
se Idee fand eine kleinliche Menschheit. Ohne eine grosse tiefgehende Bewegung 
kann Grosses auf keinem Gebiete geschaffen werden, am allerwenigsten auf dem 
Gebiete der internationalen Rechtsordnung. Kein besserer Stern leuchtete über der 
zweiten Konferenz im Haag im Jahre 1907. Auch ihre Ergebnisse konnten nicht 
befriedigen, wenn auch zuzugeben ist, dass eine Reihe von Staaten damals wesent­
lich über das von der ersten Konferenz Erreichte hinausgehen wollte. Indessen 
wären jene Projekte kaum geeignet gewesen, eine wirkliche Friedenssicherung zu 
schaffen, und so konnte ihnen der Bundesrat damals auch nicht zustimmen. Die 
1899 in erster Linie angestrebte einschneidende Neuerung, die Rüstungsbeschrän­
kung, blieb gänzlich unverwirklicht. Die Abkommen über friedliche Beilegung 
internationaler Streitigkeiten tragen den Charakter schwächlicher Kompromisse, 
sind der Ausdruck einer Skepsis, die an der Oberfläche haften bleibt und sich 
scheut, den Dingen auf den Grund zu gehen. Blicken wir heute aus unserem unge­
heuren Kriegselend zurück auf jene Konferenzen von 1899 und 1907, so können wir 
uns des Eindruckes nicht erwehren, dass sich hier eine erschütternde Tragödie abge­
spielt hat. Mit welchem übertriebenen Misstrauen und welcher Eifersucht auf ihre 
absolute Handlungsfreiheit suchten manche Staaten, die einen mehr, die ändern 
weniger, jede ernste und wirksame Bindung im Interesse der Friedenssicherung zu 
vermeiden, weil eine solche angeblich mit der Souveränität der Staaten nicht verein­
bar sei. Und heute? Heute sind alle diese Staaten in tausend Abhängigkeiten ver­
strickt, welche zu lösen der einzelne Staat die Kraft nicht aufbringt. Die Kraft der 
Menschheit nur, der zur internationalen Freundschaft und gegenseitigen Achtung 
bekehrten Menschheit, kann hier Wandel schaffen. Aber es ist gekommen, wie es 
kommen musste: Während im Innern der Staaten die rücksichtslose geschäftliche 
Konkurrenz und der Streit unter den gesellschaftlichen Klassen fest eingedämmt ist 
durch die staatliche Rechtsordnung, musste der Interessenstreit unter den Staaten 
schliesslich die verhältnismässig schwachen Schranken der Verträge und des Völ­
kerrechts überborden und als Krieg verheerend dahinbranden.

Wir waren gewohnt, die Weltgeschichte der letzten vier Jahrhunderte als die
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Herrschaft Europas über die Erde zu betrachten. Diese Zeit ist wohl gewesen. In 
früheren Jahrhunderten konnte Europa trotz wiederholter Kriege sich immer wieder 
erholen und sich immer wieder aufraffen zur nötigen Kraft, um Weltarbeit zu ver­
richten und die prädominierende Stellung weiter zu behaupten und weiter auszudeh­
nen, weil damals keine gegenüber den europäischen Mächten ernstlich konkurrenz­
fähigen Staaten anderer Erdteile da waren. Im Laufe der letzten hundert Jahre hat 
sich diese Lage allmählich geändert, und heute haben wir ein völlig verändertes Bild 
vor uns. Unversehrt oder doch verhältnismässig wenig geschwächt, bestehen gewal­
tige und grosser Entwicklung fähige Staaten und Völker ausserhalb unseres Erd­
teils, welche in der wirksamsten Weise in wirtschaftliche und politische Konkurrenz 
treten mit den europäischen Völkern. Es kann sich nicht mehr um eine Vorherr­
schaft Europas handeln, sondern nur das kann nach meiner Ansicht Europa anstre­
ben, dass es neben den Kulturstaaten anderer Erdteile an der Weltarbeit teilnehmen 
könne. Und auch dies ist nur möglich, wenn den rücksichtslosen, entsetzlichen Krie­
gen, in welche der Konkurrenzkampf zwischen den europäischen Staaten jeweils 
ausartete, endlich ein Ende gemacht wird.

So ist aus der Not der heutigen Zeit der Ruf nach einem Völkerbund laut gewor­
den, zuerst in Frankreich, in England, bei den Neutralen, dann auch in Deutschland 
und in Österreich. Mit ganz besonderem Nachdruck haben der Präsident der Ver­
einigten Staaten von Amerika und der Papst diesen Gedanken ausgesprochen. Eine 
Idee, die früher lediglich den oft verspotteten Pazifisten und Theoretikern überlassen 
war, ist heute in die Kreise der Diplomaten und Politiker eingedrungen und wird sich 
dort behaupten und wird nicht zur Ruhe kommen. Wohl ist zuzugeben, dass mit 
dem Begriff eines Friedens- oder Völkerbundes, oder wie die Stichworte alle lauten, 
verschiedene Vorstellungen verbunden werden, und die Sympathien für diesen 
Gedanken sind zweifelsohne nicht überall die gleichen. Aber das Eis ist gebrochen. 
Ein hohes Ideal, das die Menschheit bewegt, ist in die praktische Politik übergegan­
gen. Wird es die Menschheit so tief, so allgemein bewegen, dass die Widerstände 
gegen seine Verwirklichung fallen? Das ist die Frage. Denn nur dann kann der gros­
se Gedanke zur rettenden Tat werden, wenn er mächtig an Boden gewinnt, wenn die 
Überzeugung von der Notwendigkeit der neuen Orientierung in der internationalen 
Politik sich im Bewusstsein der Völker weithin und eindringlich durchsetzt. Die Zeit 
muss früher oder später kommen, wo ein entscheidender Schritt getan werden muss, 
entscheidend dafür, ob ein Wiederaufbau und damit ein sozialer Aufstieg möglich 
wird, oder ob Europa auf unabsehbare Zeit immer wieder zerstörenden Erschütte­
rungen ausgesetzt sein wird.

Kein Volk kann lebendigeren Anteil an der Neugestaltung der Staatengemein­
schaft nehmen als die kleine Schweiz. Ganz allgemein möchte ich sagen: Auf die 
Dauer kann unbegrenzte Eigenmacht und völlige internationale Ungebundenheit 
keinem Volk wirkliche Vorteile bieten. Ein solches politisches System muss, wie alle 
ungebundene Macht, schliesslich auf Staaten und Menschen zerstörend wirken. Für 
einen kleinen Staat aber wie die Schweiz ist die rechtliche Ordnung ein Lebensele­
ment, die Machtpolitik eine unverkennbare ständige Gefahr. Freilich wird man vom 
Standpunkte des Misstrauens und der Skepsis aus auf die Gefahr hinweisen, dass 
die internationalen Bedingungen, die zur Aufrichtung einer neuen internationalen 
Rechtsordnung unerlässlich sind und denen sich kein Staat entziehen kann, der die-
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sen Zweck aufrichtig unterstützt, missbraucht werden könnten, um gerade die 
kleinen Staaten zu schädigen und in ihrer Freiheit und Entwicklung zu beeinträchti­
gen. Aber ich frage: Ist nicht die andere Gefahr viel grösser, viel näher liegend, dass 
die internationale Anarchie und Rechtlosigkeit von den mächtigen Staaten ausge­
nützt werden, um die Schwächeren, wo es ihnen passt, zu bedrängen? Ich bin der 
Überzeugung, das alles, was zur Vermeidung kriegerischer Konflikte, die je länger je 
mehr den Charakter vernichtender W eltkatastrophen annehmen, geschehen kann, 
vor allem im Interesse der kleinen Staaten liegt Die vorauszusehende Unvollkom­
menheit der neuen internationalen Institutionen kann und darf kein genügender 
Grund sein, um deren Einführung nicht ernstlich zu betreiben. Es steht für die 
Schweiz bei internationalen Konflikten so viel auf dem Spiel und in einer Atmo­
sphäre dauernder kriegerischer Gefahren ist die Entwicklung unseres Staates so 
prekär und so beengt, dass wir alles begrüssen müssen, was im Sinne der Völkerver­
ständigung und der Stärkung des Friedensgedankens liegt.

Doch ich möchte unsere speziellen staatlichen Interessen nicht zu sehr betonen. 
Es ist dies nicht der einzige und nicht einmal der ausschlaggebende Gesichtspunkt 
für die Haltung der Schweiz, wenigstens nach meiner Auffassung. Es handelt sich, 
und darüber müssen wir uns klar werden, vor allem um ein grosses Menschheitside­
al. Diesem wollen wir dienen, in erster Linie dienen, uneigennützig und mit voller 
Hingabe. Dann erwächst unserem Staat daraus von selbst der grösstdenkbare Vor­
teil: das Bewusstsein treuer Pflichterfüllung gegenüber der Menschheit, die Kraft 
und das Recht, als ein tüchtiges, gleichberechtigtes Glied der Völkergemeinschaft 
sich zu behaupten.

Trotz aller Hoffnungen, mit denen wir der Entwicklung dieses grossen Gedan­
kens entgegenblicken, dürfen und wollen wir den Boden der Wirklichkeit in der 
Gegenwart und in der nächsten Zukunft keinen Augenblick verlassen. Wir alle stim­
men darin überein, so nehme ich an, dass die Schweiz nicht unter allen Umständen 
sich einem Völkerbund oder einer anders benannten neuen internationalen Organi­
sation anschliessen soll, sondern nur dann, wenn dabei der Fortbestand unserer 
nationalen Eigenart und Selbständigkeit und unsere Gleichberechtigung in genü­
gender Weise gewährleistet sind. Dass Mass, in dem ein Staat sich gegenüber einer 
Gemeinschaft binden kann, ist bedingt durch die Vorteile und die Sicherheit, die sie 
der Menschheit und den einzelnen Völkern zu bieten imstande ist. Darum  eben wol­
len wir vorerst durch die bundesrätlichen Experten alle diese Fragen genau prüfen 
und feststellen lassen, welche Bedingungen die Schweiz für ihren Eintritt in die neue 
internationale Rechtsordnung, wenn eine solche zustande kommt, zu formulieren 
hat.

Die nationale Eigenart der Völker ist und bleibt die Grundlage fortschrittlicher 
Entwicklung. Unser Menschheitsideal ist ein durchaus föderatives und nicht ein 
kosmopolitisches. Und wie die neue internationale Gemeinschaft niemals eine Preis­
gabe der nationalen Eigenart der verschiedenen Völker bedeuten darf, so soll sie 
auch das Pflichtgefühl der Bürger gegenüber ihrem Staat nicht lockern, sondern 
befestigen und vertiefen. Wenn irgendein Wehrmann der Schweiz unter Hinweis auf 
den erhofften Völkerbund sich der Erfüllung seiner Wehrpflicht entziehen wollte, so 
würden wir jede derartige Sophisterei mit aller Entschiedenheit zurückweisen. 
Solange unser Vaterland kriegerischen Gefahren ausgesetzt ist, solange ist es heilige
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Pflicht seiner Söhne, Gut und Blut für dessen Freiheit und Selbständigkeit zu opfern, 
und wer nicht imstande ist, seine Pflichten gegenüber seinem Vaterlande zu erfüllen, 
der wird sicher auch kein tüchtiges Mitglied der internationalen Gemeinschaft sein 
können.

Aus all dem Gesagten ergibt sich, dass die Stärkung des Rechts- und Friedensge­
dankens im internationalen Leben sich der Schweiz als hohes aussenpolitisches Ziel 
geradezu aufdrängt. Dieses Ideal ist für uns eigentlich nichts Neues. Es wächst aus 
unserer Geschichte, aus unserer Eigenart, in natürlicher Entwicklung heraus. Unse­
re Demokratie umfasst vier Sprachgruppen, die sich auf Grund gegenseitiger Ach­
tung in unverbrüchlicher Treue zu einem Volk verbunden fühlen. Unser Vaterland 
ist uns gerade deshalb so teuer, weil es diesen Reichtum der sprachlichen und regio­
nalen Werte in sich schliesst. Wir erblicken darin die vornehmste Quelle unserer ide­
alen Güter. Gewiss, diese Mehrsprachigkeit, diese bunte Fülle der Kulturelemente 
birgt in sich Komplikationen, Schwierigkeiten, unter Umständen Gefahren; unsere 
Schweizergeschichte weiss hiervon zu erzählen. Aber es ist uns bisher gelungen, und 
es wird uns weiter gelingen, die vielgestaltigen Kräfte und Bestrebungen unseres 
Volkes zusammenzufassen zu schöpferischer nationaler Arbeit. Das ist freilich nur 
möglich, wenn in der eidgenössischen Familie eine starke und opferwillige nationale 
Solidarität lebendig bleibt und unbedingtes gegenseitiges Vertrauen herrscht. Volles 
Vertrauen ist aber nicht denkbar ohne rückhaltlose Offenheit und freundschaftliche 
Gesinnung. Der grösste Dichter der deutschen Schweiz, der feurige Patriot G ott­
fried Keller, hat die allgemeine Richtungslinie der Politik unseres kleinen, kompli­
zierten Staates treffend ausgedrückt mit den Worten: Freundschaft in der Freiheit. 
An dieser nationalen Devise wollen wir festhalten. Wenn wir das tun, so können wir 
sicher sein, dass wir trotz vorübergehender Unstimmigkeiten und Spannungen 
unsere geschichtliche Aufgabe erfüllen werden. Die Geschichte der Schweiz ist, ver­
glichen mit der Entwicklung der internationalen Beziehungen, der Mikrokosmos 
dieser letzteren. Und unser Staat mit seinem ganzen politischen Leben erscheint 
gleichsam als die Vorstufe des künftigen Völkerbundes: Nie ist die internationale 
Mission eines Volkes klarer und selbstverständlicher gewesen als diejenige der 
Schweiz, Frieden und Freundschaft unter allen Völkern zu fördern und der Welt 
durch ihr Beispiel zu beweisen, dass verschiedene Rassen- und Sprachstämme auf 
der Grundlage gegenseitiger Achtung, auf der Grundlage der Freiheit und Gleich­
berechtigung zu einer glücklichen Gemeinschaft verbunden werden können.

Die Notwendigkeit einer Neugestaltung der internationalen Beziehungen wurde, 
wie schon betont, von den leitenden Staatsmännern der meisten kriegführenden 
Staaten beider Lager und auch von hervorragenden Staatsmännern neutraler Staa­
ten anerkannt und betont. Man weiss auch, dass in verschiedenen Staaten bereits 
Kommissionen mit dem Studium dieser Fragen betraut worden sind. Wir sind also 
nicht die ersten, welche solche Beschlüsse fassen. Bestimmte Vorschläge von amtli­
cher Seite liegen bis heute nicht vor. Das ist wohl selbstverständlich ; denn es handelt 
sich hier um ausserordentlich schwierige Fragen, mit denen die Politiker und die 
Diplomaten bisher sich meist nicht sehr intensiv befasst haben. Dagegen ist eine 
grosse Arbeit geleistet worden von privaten Gelehrten und von Männern aus allen 
Schichten der Völker, die sich mit diesem Gedanken befasst haben. Ich möchte aus­
drücklich betonen, dass nicht nur die Studien der zünftigen Juristen und zünftigen
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Politiker in Frage kommen. Es wäre nicht zu verantworten, wenn man nicht auch 
die zahlreichen und zum Teil gedankenreichen Abhandlungen aus Laienkreisen 
berücksichtigen würde. Gewiss finden sich in dieser Literatur sehr viele und zum 
Teil auffallende Entgleisungen. Aber daneben enthalten diese Äusserungen aus pri­
vaten Kreisen wertvolle Anregungen, an denen man nicht ohne weiteres Vorbeige­
hen darf.

Den Anregungen, welche Herr Scherrer-Füllemann gestern vorgebracht hat, 
soll selbstverständlich unsere volle Aufmerksamkeit zugewendet werden. Ich 
meinerseits bin heute nicht im Falle, zur Lösung der zahlreichen Fragen, die mit 
dem Problem der neuen internationalen Ordnung Zusammenhängen, bestimmte 
Vorschläge zu machen. Ich möchte vor allem das Ergebnis der Arbeit unserer 
Experten abwarten. Daher beschränke ich mich auf ganz wenige Bemerkungen und 
Hinweise. Vor allem ist wichtig, dass die Grundsätze klargelegt werden, welche 
einer solchen internationalen Neuordnung zugrunde gelegt werden, und dass man 
sich nicht jetzt schon auf allerlei Einzelpunkte festlegt. Praktisch wertvoll wird vor 
allem die Schaffung von Institutionen zur friedlichen Beilegung von internationalen 
Kollisionen sein. Diejenigen Differenzen zwischen verschiedenen Staaten, welche 
rechtlichen Charakter haben und deshalb nach streng rechtlichen Gesichtspunkten 
geprüft und entschieden werden können, sind der internationalen Schiedsgerichts- 
barkeit zuzuweisen, und es ist darnach zu trachten, dass die Staaten, wenn möglich, 
die unbeschränkte Pflicht anerkennen, solche genau umgrenzbare Rechtsstreitigkei­
ten dem Spruch eines Schiedsgerichtes zu unterbreiten. Diejenigen internationalen 
Streitigkeiten dagegen, welche sich nicht zur rechtlichen Beurteilung und rechtli­
chen Entscheidung eignen, sollen Gegenstand der Ausgleich Vermittlung einer 
besonderen Institution bilden, und es soll auch hier nicht in das Belieben der Staaten 
gelegt werden, ob sie jeweilen bei der Zuspitzung einer Differenz sich überhaupt auf 
diese Vermittlung einzulassen haben oder nicht, sondern es sollte wenigstens so viel 
erreicht werden, dass alle Staaten den Vorschlag dieser Vermittlungsinstanz abwar­
ten. Ob es möglich ist, die Staaten zu verpflichten, den Vermittlungsvorschlag von 
vorneherein als bindend zu betrachten, erscheint zweifelhaft und bedarf gründlich­
ster Prüfung.

Von grosser Bedeutung ist dabei, dass diese Instanzen, sei es das Schiedsgericht, 
sei es die Institution zur Friedensvermittlung, permanente und selbständige Institu­
tionen werden; ohne dass sie Permanenz und eine gewisse Selbständigkeit besitzen, 
werden sie ihre Aufgabe kaum erfüllen, d.h. jederzeit zugänglich und wirksam sein 
können. Es wäre alles zu tun, um die hohe Bedeutung dieser Institutionen allen Staa­
ten und der öffentlichen Meinung in allen Ländern ständig in Erinnerung und zum 
Bewusstsein zu bringen.

Herr Scherrer-Füllemann hat auch gesprochen von den internationalen Sanktio­
nen, welche vorzusehen seien, um vorkommende Rechtsbrüche zu ahnden und 
internationale Rechtssätze zu vollstrecken, weiche nicht freiwillig ausgeführt wer­
den. Das ist in der Tat die schwierigste Frage im ganzen Problem. Es kommen dabei 
als Sanktionen wirtschaftliche Massnahmen und selbst militärische Waffengewalt 
in Betracht. Es wird davon abhängen, wie eng die internationale Gemeinschaft 
gestaltet wird, ob die eine oder die andere dieser Massnahmen als Sanktionsmittel 
Annahme finden kann oder nicht. Diese ganz besonders wichtige und schwer über-
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sehbare Seite des Problems wird mit der grössten Sorgfalt zu prüfen sein, und na­
mentlich wird man dabei die eigenartige, rechtliche und wirtschaftliche Stellung der 
Schweiz nicht übersehen dürfen.

Ist die Friedenssicherung, d.h. die Verhinderung eines Ausartens internationaler 
Gegensätze zu gefährlichen Konflikten die Hauptaufgabe, so ist darüber doch der 
Ausbau der zwischenstaatlichen Rechtsordnung im allgemeinen nicht zu vernach­
lässigen. Das im Haag begonnene Werk muss planmässig ausgebaut werden. Und 
da möchte ich vor allem daraufhinweisen, dass es nichts nützt, ja  dass es nur scha­
den kann, wenn Scheingebilde allgemein verbindlicher Verträge, welche keine Rück­
sicht nehmen auf das Mögliche und auf die gegebenen natürlichen Verhältnisse, 
abgeschlossen werden. Die Erfahrung lehrt ja, dass sie doch nicht gehalten werden. 
Die Völker sind in ihrer Eigenart, in ihrer Entwicklung und in ihren Bedürfnissen zu 
verschieden, alsdass man ihnen ohne zwingende Notwendigkeit eine äussere Ein­
heitlichkeit aufdrängen dürfte. Nicht äussere Einheitlichkeit, sondern Sicherung der 
friedlichen, auf Arbeit und nicht auf Ausnützung politischer Macht sich gründenden 
Entwicklung jedes Volkes muss das Losungswort sein. In dieser Hinsicht kann es 
zweckmässig sein, gewisse Grundrechte der Staaten zu sichern; ich denke dabei z.B. 
an die Sicherung der Zugänge zu und von dem grossen Verkehrsweg des Meeres.

Eines darf man nicht vergessen: den Zusammenhang von innerer und äusserer 
Politik. Wie die kriegerischen Ereignisse störend und hemmend in die innerstaatli­
che soziale Entwicklung eingreifen, so kann auch nicht erwartet werden, dass unter 
den Staaten Friede dauernd bestehe, wenn unter den verschiedenen Gliedern und 
Klassen der einzelnen Völker ein rücksichtsloser Kam pf um Gewinn und Über­
m acht herrscht. Diese Erkenntnis sollte die künftige nationale und internationale 
Politik beherrschen.

Der Erfolg der Völkerbundbewegung wird vor allem davon abhängen, in wel­
chem Geiste diese Probleme angefasst werden. Ein wirklich erspriessliches Resultat 
kann nur dann erwartet werden, wenn der feste, ehrliche Wille sich betätigt, über die 
jetzige traurige internationale Rechtslage hinauszukommen und an Stelle des 
Machtprinzipes die Herrschaft der Rechtsidee zu setzen. Bei der Verwirklichung 
dieses Postulates wird der Staatsmann allerdings mit den Verhältnissen, wie sie sind, 
rechnen müssen: er wird ein ideales Ziel mit realen Mitteln zu verwirklichen suchen. 
Aber er darf in diesem Realismus nicht stecken bleiben; er darf sich nicht von der 
Skepsis beherrschen lassen. Noch weniger darf er aus Pessimismus -  einem Pessi­
mismus, der bei der heutigen Weltlage zwar nahe genug liegt -  von vorneherein dar­
auf verzichten, mit dem festen Willen zur Tat an diese Probleme heranzutreten. 
Ohne kraftvollen Optimismus, ohne freudige Zuversicht in die Möglichkeit einer 
besseren Zukunft, ist noch nie ein hohes politisches Gut, grosser Fortschritt errun­
gen worden.
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